
Mangels Verhältnismäßigkeit greifen mithin auch die Cassis-Gründe nicht. Damit scheiden
sowohl die geschriebenen als auch die ungeschriebenen Rechtfertigungsgründe aus.

4. Zwischenergebnis – Verstoß gegen Unionsrecht ohne Rechtfertigung
Die Republik Polen hat durch die nationale Zulassungsregelung bzw. die hieran anknüpfende
Behördenpraxis gegen Art. 34 AEUV verstoßen.

III. Ergebnis
Die zulässige Aufsichtsklage der Kommission ist auch in der Sache begründet.

C. GESAMTERGEBNIS/URTEIL
Der EuGH wird im Hinblick auf die zulässige und begründete Aufsichtsklage der Kommis-
sion gemäß Art. 260 I AEUV feststellen, dass die Republik Polen durch das Zulassungsverbot
für aus dem EU-Ausland stammende Rechtslenker gegen Art. 34 AEUV verstoßen hat.
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& SACHVERHALT
Das Marien-Gymnasium in der Stadt Mannheim hat sich in besonderem Maße der Toleranz
und der Völkerverständigung verschrieben. Deshalb ist es Mitgliedsschule im bundesweiten
Projekt „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“. Das war auch der Grund dafür, dass
die „Grüne Jugend“ Baden-Württemberg sich die Mensa dieser Schule zur Abhaltung ihres
Landesjugendkongresses ausgesucht hatte, der dort an einem Samstag im Jahr 2015 abgehalten
wurde. Die Zustimmung dazu erteilte ein Vertreter des Oberbürgermeisters, der zuständiger
Mitarbeiter des Schulverwaltungsamtes ist, im August 2015. Danach wurde die Angelegenheit
in einem Ausschuss des Gemeinderats, dem Bildungs- und Kultursenat, besprochen. Dieser
ist nach der Geschäftsordnung für die Vorberatung von Angelegenheiten aus dem Bereich
Kultur und Bildung zuständig. In der förmlichen Abstimmung im Ausschuss am 9.10.2015
wurde die Zustimmung aufrechterhalten und zusätzlich über den Antrag abgestimmt, „künf-
tig keine parteipolitischen Veranstaltungen in Schulgebäuden, bei denen die Stadt Sachauf-
wandsträgerin ist, durchzuführen“. Diesen Antrag lehnte die Mehrheit des Ausschusses ab.
Zwischenzeitlich ist es zu einem weiteren Antrag gekommen. Nun ist es die Jugendorgani-

sation der rechtsextremen NPD („Junge Nationaldemokraten“), welche ebenfalls die Mensa
des Marien-Gymnasiums für ihren jährlichen Jugendparteitag nutzen möchte. Mit Antrag
vom 2.11.2015 begehrt der Landesverband der NPD Baden-Württemberg für die Jugend-
organisation von der Stadt die Nutzung der Mensa am 2.1.2016, hilfsweise an einem der
darauffolgenden Samstage im Zeitraum vom 9.1.2016 bis zum 6.5.2016. Darüber sind Schul-
leitung und Stadt empört. Die Stadt lehnt den Antrag daher umgehend ab. Es sei skandalös,
dass sich eine rechtsextreme Organisation ausgerechnet eine „Schule mit Courage“ aus-
gesucht habe. Zudem sei die Jugendorganisation der NPD, die gemäß § 23 S. 2 der Parteisat-
zung „integraler Bestandteil“ der Gesamtpartei sei, nach ihrem Gesamtbild noch extremer als
die Mutterpartei. Diese wiederum sei bereits rechtsextremistisch, nicht mit den Grundwerten
des Grundgesetzes vereinbar und deshalb verfassungswidrig – wie unter anderem Verfas-
sungsschutzberichte belegten. Sofern sie sich darauf berufe, dass auch rechtsextreme Parteien
gegenüber sonstigen Parteien gleich zu behandeln seien, könne dies in diesem speziellen Fall
nicht gelten. Es könne nicht verlangt werden, dass einer rechtsextremen Partei an einer

* Der Autor ist akad. Rat a.Z. an der Universität Mannheim (Lehrstuhl Prof. Dr. Ralf Müller-Terpitz). Die Klausur wurde in
Mannheim im Rahmen des Examensklausurenkurses gestellt und erzielte dort einen Schnitt von 5,48 Punkten. Der Originalfall
enthielt noch eine vorliegend nicht abgedruckte staatshaftungsrechtliche Abwandlung, für die ca. ein Zeitaufwand von 45
Minuten eingeplant werden musste.
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solchen Schule Räume zur Verfügung gestellt würden. Der Vergleich mit der „Grünen
Jugend“ hinke daher. Er könne allenfalls für eine weltanschaulich neutrale Schule gelten. Es
stünden insofern Belange der Schule iSv § 51 des Schulgesetzes einer solchen Nutzung der
schulischen Räume entgegen. Auch sei es Aufgabe der Schule, die Schüler zur Anerkennung
der Wertvorstellungen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu erziehen.
Der Sachverhalt wird daraufhin im Gemeinderat besprochen. Dort beschließt man, um der

Schule ihre weltanschaulich neutrale Prägung zu erhalten, am 16.11.2015 sicherheitshalber,
den Widmungszweck des Marien-Gymnasiums und aller sonstigen schulischen Einrichtun-
gen generell dahingehend klarzustellen, dass diese Einrichtungen nicht für parteipolitische
Veranstaltungen zur Verfügung gestellt werden. Der Beschlusstext erhält den Zusatz, dies
erfolge „ausdrücklich für jegliche politische Gruppierung, also parteipolitisch neutral“. Ent-
sprechend dieser Widmung wird der Antrag mit förmlichem Bescheid am 18.11.2015 abge-
lehnt. Der dagegen erhobene Widerspruch des Landesverbandes der NPD Baden-Württem-
berg bleibt erfolglos (Widerspruchsbescheid mit ordnungsgemäßer Rechtsbehelfsbelehrung
vom Montag, den 14.12.2015, der am selben Tag per Post übermittelt wurde).
Deshalb erhebt der Landesverband der NPD Baden-Württemberg am 18.1.2016 (Montag)

Klage zum Verwaltungsgericht mit dem Ziel, die Mensa an einem Samstag im angegebenen
Zeitraum nutzen zu können. Sie ist der Ansicht, dass ihr aus dem Grundgesetz und dem
Parteiengesetz sowie der Gemeindeordnung ein Anspruch auf Zulassung zustünde und dass
die Versagung einen eklatanten Verstoß gegen die verfassungsrechtlich gebotene Gleichbe-
handlung der Parteien darstelle. Zugleich stellt sie in diesem Verfahren im Wege des einst-
weiligen Rechtsschutzes den Antrag, ihrer Parteijugend an einem der genannten Samstage die
Mensa zur Verfügung zu stellen.

Hat dieser Antrag Aussicht auf Erfolg? Prüfen Sie gutachterlich und gehen Sie bei Ihrer Lösung auf alle
aufgeworfenen Probleme, ggf. hilfsgutachterlich, ein.

Hinweis: Die Stadt Mannheim ist gem. § 28 BWSchulG Schulträgerin.

& LÖSUNG

Vorbemerkung: Die Klausur wurde nach baden-württembergischen Landesrecht gelöst. Allerdings ist
die Lösung auch auf andere Bundesländer übertragbar, weil die Rechtslage insoweit bundesweit weitest-
gehend einheitlich ist. In den Klammerzusätzen wurden jeweils zusätzlich zur baden-württembergischen
Norm die bayerischen und nordrhein-westfälischen Vorschriften angegeben. Dem Fall liegt die Ent-
scheidung BayVGH NJW 2012, 1095 ff. zugrunde.

Der Antrag hat Aussicht auf Erfolg, wenn er zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtsweges
Mangels aufdrängender Sonderzuweisung richtet sich die Eröffnung des Verwaltungsrechts-
weges nach § 40 I VwGO. Streitentscheidende Normen sind vorliegend solche der Gemein-
deordnung (§ 10 BWGemO/§ 8 NRWGO/Art. 21 BayGO), des PartG (§ 5 PartG) und
Art. 21 GG, welche auf der einen Seite ausschließlich die öffentliche Hand verpflichten,
sodass nach der Sonderrechtstheorie eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit vorliegt. Dafür
spricht auch die sogenannte Zweistufentheorie, wonach die Entscheidung über das „Ob“ der
Nutzung einer öffentlichen Einrichtung stets eine öffentlich-rechtliche ist (vgl. BVerwGE 1,
308 ff.; 7, 180 ff.).

Hinweis: Hier braucht nicht zwingend die Zweistufentheorie bemüht werden, weil die Einrichtung hier
Teil der Stadtverwaltung ist bzw. unter ihrer Verantwortung steht, dh öffentlich-rechtlich organisiert ist.
Der Hinweis schadet aber auch nicht, wenn man diesen Prüfungsklassiker noch unauffällig „unterbrin-
gen“ möchte (vehement dafür zB Müller, Kommunalrecht Baden-Württemberg, 2. Aufl. 2011, Rn.128).

Eine öffentliche Einrichtung liegt vor, wenn es sich um eine öffentliche Sache bzw. eine
Zusammenfassung von Sachen handelt, die von der Stadt im Rahmen ihres in § 1 II und § 2
BWGemO (für Bayern: Art. 6 [iVm Art. 7, 8] BayGO; für NRW: § 2 [iVm §§ 3, 4]
NRWGO) umschriebenen Wirkungskreises geschaffen und die durch einen gemeindlichen
Widmungsakt der unmittelbaren und gleichen Benutzung durch Gemeindeangehörige und
ortsansässige Vereinigungen zugänglich gemacht wurde (VGH BW BeckRS 1998, 29835;
Engel/Heilshorn, Kommunalrecht Baden-Württemberg, 10. Aufl. 2015, § 21 Rn. 2). Eine
Schule als solche dient dem Verwaltungsgebrauch zu Unterrichtszwecken und wäre insoweit

Zweistufentheorie
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